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Auf den Dächern werden Photovoltaik- und thermische Solaranlagen parallel zur Dachfläche sowie 
aufgeständert zugelassen.  
Für die Errichtung von Dachaufbauten (gebäudetechnische Anlagen) darf die unter Ziff. 1.3.1 fest-
gesetzte Höhe um max. 2,0 m überschritten werden. 

 
2.3 Dachüberstand 

Dachüberstände dürfen max. 0,5 m über die festgesetzten Baufenster hinausragend errichtet wer-
den.  
 

2.4 Außenwände dürfen nicht in Signal- oder Leuchtfarben ausgeführt werden. 
 

2.5 Für Hausmülltonnen und gewerblichen Abfall sind ausreichend Abstellmöglichkeiten vorzusehen. 
Müllabstellplätze sind nur innerhalb des festgesetzten Bauraumes zulässig und in das geplante 
Gebäudevolumen zu integrieren.  

 
3  Garagen, Stellplätze, Nebenanlagen 
3.1 Der Stellplatzbedarf richtet sich nach der Stellplatzsatzung der Gemeinde Iffeldorf.  

 
3.2 Garagen, Carports, Stellplätze und Tiefgaragen sind nur innerhalb der Baugrenzen zulässig.  
 
3.3 Vor allen Garagen und Tiefgaragenzufahrten ist zu öffentlichen Verkehrsflächen hin ein Stau-

raum von mindestens 5,0 m einzuhalten. Der Stauraum gilt nicht als Stellplatz. Die Zufahrt zum 
Stauraum darf nicht durch Zäune oder Tore abgegrenzt werden. 

 
3.4 Stellplätze, Hofflächen und Zufahrten sind mit wasserdurchlässigen Belägen (z.B. wassergebun-

dene Decke, Rasenfugenpflaster, Rasengitter, Schotterrasen) herzustellen. 
 
3.5 Nebenanlagen sind nur innerhalb der Baugrenzen zulässig.  
 
4 Abstandsflächen 
 Es gelten die Abstandsregeln des Art. 6 Bayerische Bauordnung (BayBO). 
 
5  Ver- und Entsorgung 
5.1  Sämtliche Hauptgebäude sind an die zentrale Trinkwasserversorgung und vor Bezug an die zentrale 

Abwasseranlage anzuschließen. Die Schmutzwasserbeseitigung hat über den bestehenden 
Schmutzwasserkanal zu erfolgen. 

5.2  Unterirdisch verlegte Stromleitungen sind in Abstimmung mit dem zuständigen Energieversorgungs-
unternehmen zu verlegen.    

 
6 Einfriedungen, Zu- und Abfahrten 
6.1  Zugelassen wird eine Einzäunung mit Maschendraht- oder Metallgitterzäunen mit einer maximalen 

Höhe von 2,00 m. Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sind nur Metallgitterzäune zulässig. Der 
Abstand vom Boden zum Zaun muss mindestens 15 cm betragen. 

 
6.2  Zaunsäulen sind nur als Einzelfundamente zulässig. Streifenfundamente und durchlaufende Zaun-

sockel sind unzulässig. 
 
6.3  Toranlagen für Zufahrten von öffentlichen Verkehrsflächen zum Grundstück müssen mindestens 5 m 

Abstand zur Grundstücksgrenze haben. 
 
7 Geländemodellierung und Böschungsmauern 
 Höhenunterschiede bis 1,0 m sind als natürliche Böschungen oder als Trockenmauern auszubilden 

und in ihrer Lage und Höhe dem natürlichen Geländeverlauf anzupassen. Stützmauern über 1,0 m 
Höhe können in Beton ausgeführt werden. 

 

8 Werbeanlagen 
8.1 Werbeanlagen sind grundsätzlich an den Gebäudewänden zulässig. Sie müssen sich in Form, Grö-

ße und Material in die Maßstäblichkeit des Baukörpers einfügen (max. 5,0 m² groß und bis zu einer 
Höhe von max. 5m). Leuchtende Werbeanlagen sind nachts auszuschalten. 

8.2 Freistehende Werbeanlagen sind zulässig, dürfen jedoch eine Höhe von 4,5 m über OK Gelände 
nicht überschreiten.    

8.3 Unzulässig sind 
-Werbeanlagen auf Dächern sowie in grellen Farben und Wechsellichtanlagen.  
-Werbeanlagen, die Traufe, Ortgang, Attika oder First überragen. 
-Fremdwerbung und Werbung an Einfriedungen.  

 
9 Umgang mit Niederschlagswasser 
 Das Niederschlagswasser der Erschließungsflächen, von sonstigen befestigten Flächen des Bau-

grundstücks und der Dachflächen ist in eine in der Eingrünung liegende Rückhaltefläche auf dem 
Grundstück einzuleiten. Der Regenwasserrückhalt ist naturnah zu gestalten. Das benötigte Rückhal-
tevolumen ist im Bauantrag nachzuweisen.   

 
10      Grünordnung 
 
10.1  Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht für Geh-, Fahr- und Stellflächen er-

forderlich sind, innerhalb eines Jahres nach Betriebsbeginn naturnah anzulegen und dauerhaft zu 
unterhalten. 

 
10.2 Innerhalb dieser Frist sind je angefangene 150 m² nicht überbaute Grundstücksfläche mind. 1 ein-

heimischer, standortgerechter Laubbaum (1. Wuchsordnung empfohlen) und je 50 m² nicht überbau-
te Grundstücksfläche 3 Sträucher zu pflanzen.  
Stellflächen sind mit mind. einem heimischen Laubbaum pro 5 Stellplätze (Stammumfang 18-20 cm, 
4 x verpflanzt mit Ballen, Solitär oder Hochstamm) zu bepflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Für 
die Bäume ist eine Pflanzscheibe von mindestens 5 m x 2 m vorzusehen. Abgängige Bäume sind 
durch gleichwertige Nachpflanzungen zu ersetzen. 
Fassaden, deren Fensterabstand mehr als 5 m beträgt und fensterlose Fassaden ab 10 m Länge 
sind auf 50% ihrer Länge mit Rankgerüsten auszustatten und dauerhaft mit Kletter- und Rankpflan-
zen zu begrünen. 
 

10.3 Einfriedungen sind pro 10 lfm mit 3 Sträuchern zu hinterpflanzen. Die zu pflanzenden und bestehen-
den Bäume und Sträucher sind zu pflegen und auf Dauer zu erhalten. Ausgefallene Bäume und 
Sträucher sind unverzüglich nachzupflanzen.   

 
10.4 Aus Gründen des Orts- und Landschaftsbildes sind heimische, standortgerechte Laubgehölze zu 

verwenden. Freiwachsende Wildgehölze aus heimischen Arten ist der Vorzug vor streng geschnitte-
nen Hecken zu geben. Nachfolgend aufgeführte Pflanzen werden empfohlen: 
 
Bäume:  Hochstämme, mind. 18/20 cm Stammumfang, 3x verpflanzt 
 

Feld-Ahorn  - Acer campestre  
Berg-Ahorn  - Acer pseudoplatanus 
Hainbuche  - Carpinus betulus 
Rot-Buche  - Fagus sylvatica 
Lärche   - Larix decidua 
Vogel-Kirsche  - Prunus avium 
Stiel-Eiche  - Quercus robur 
Vogelbeere  - Sorbus aucuparia 
Mehlbeere  - Sorbus aria 
Winter-Linde  - Tilia cordata 
Holländische Linde  - Tilia x europaea 
 
Obstbäume: Alle Arten, auch Wildformen, mind. 8 cm Stammumfang 
 

 Sträucher: mind. 2xv, oB, 100/150 cm 
 
Berberitze - Berberis vulgaris 
Hartriegel - Cornus sangiunea 
Hasel - Corylus avellana 
Weißdorn - Crataegus monogyna 
Liguster - Ligustrum vulgare 
Heckenkirsche  - Lonicera xylosteum 
Schlehe - Prunus spinosa 
Alpen-Johannisbeere - Ribes alpinum 
 
 

 Hecken: mind. Hei, 2xv, oB, 80/100 cm 
 
Feld-Ahorn - Acer campestre 
Hainbuche  - Carpinus betulus 
Kornelkirsche - Cornus mas 
Rot-Buche - Fagus sylvatica 

 
10.5   Vorschlagsliste für die Fassadenbegrünung: 

 
Alpen-Waldrebe - Clematis alpina  (Gerüst-Kletterer: Blattstiel-Ranker)  
Efeu - Hedera Helix  (Selbstklimmer: Wurzel-Kletterer) 
Echtes Geißblatt  - Lonicera caprifolium  (Gerüst-Kletterer: Schlinger) 
Rankender Mauerwein - Parthenocissus inserta  (Gerüst-Kletterer: Ranker) 
 

10.6 Externe Ausgleichsmaßnahme  
 
Dem im Umweltbericht zum Bebauungsplan ermittelten Eingriff in Natur und Landschaft wird eine ex-
terne Ausgleichsmaßnahme zugeordnet. Der erforderliche Ausgleich von 33.983 Wertpunkten erfolgt 
auf Fl.-Nr. 717 und 713 in Form von Streuwiesenpflege.   
 
Die Ausgleichsmaßnahme ist Bestandteil der Grünordnung und wird mit Rechtskraft des Bebau-
ungsplanes rechtsverbindlich. 

 
11 Schutz vor Überflutungen infolge von Starkregen 
11.1 Kellerräume sind druckwasserdicht auszubilden 
 
11.2 Die Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses der Gebäude wird mit mindestens 25 cm über 

Gelände festgesetzt. 
 
11.3 Tiefgaragenzufahrten sind konstruktiv so zu gestalten, dass infolge von Starkregen auf der Straße 

oberflächlich abfließendes Wasser nicht eindringen kann.  
 
11.4 Zum Schutz vor eindringendem Abwasser aus der Kanalisation in tiefliegende Räume sind geeignete 

Schutzvorkehrungen vorzusehen, z.B. Hebeanlagen oder Rückschlagklappen. 
 
 
12  Immissionsschutz 

 
Zulässig sind im Gewerbegebiet nur Vorhaben, deren Geräusche die nachstehenden Emissionskon-
tingente LEK nach DIN 45691 (Geräuschkontingentierung) weder tagsüber (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) 
noch nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) überschreiten:  
LEK, tags: 60 dB  
LEK, nachts 45 dB  
 
Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691, Abschnitt 5. Die Emissionskontingente gelten für 
die Grundstücksflächen abzüglich der jeweiligen Grünflächen.  
  
Bei Antrag auf Genehmigung bzw. bei den erforderlichen Unterlagen für das Genehmigungsfreistel-
lungsverfahren ist von jedem anzusiedelnden Betrieb bzw. bei Änderungsanträgen von bestehenden 
Betrieben nachzuweisen, dass durch den Betrieb die anhand der Emissionskontingente ermittelten 
Pegel an den jeweils maßgeblichen Immissionsorten eingehalten werden.   

Innerhalb von Gewerbegebieten muss nachgewiesen werden, dass der Immissionsrichtwert von 65 
dB(A) am Tag und 50 dB(A) in der Nacht in Summe mit den weiteren Betrieben an den nächstgele-
genen schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen im Sinne der DIM 4109 (Schallschutz im Hochbau) ein-
gehalten wird.  
 
Ein Vorhaben ist auch dann schalltechnisch zulässig, wenn der Beurteilungspegel den gebietsspezi-
fischen Immissionsrichtwert nach TA Lärm an den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 
15 dB(A) unterschreitet (Relevanzgrenze).  

 
Erschütterungs- und Sekundärschallschutz entlang der Bahnlinie:  
Die Vorgaben der DIN 4150, Teil 2 (Erschütterungen im Bauwesen – Einwirkung auf Menschen in 
Gebäuden) sind zu beachten bzw. einzuhalten.  

 
 
C  HINWEISE 
 
1 Hinweise durch Planzeichen 
 
1.1    bestehende Grundstücksgrenzen 
 
1.2    vorgeschlagene neue Grundstücksgrenzen 
 
1.3    bestehende Gebäude mit Hausnummer (z.B. Haus-Nr. 8) 
 
1.4    bestehende Flurstücksnummer (z.B. Fl.-Nr. 1356) 
 
1.5    Parzellen (z.B. Parzelle Nr. 1) 
 
 
2 Hinweise durch Text 
2.1  Denkmalschutz 

Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht an das Bayerische Lan-
desamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 
BayDSchG sowie den Bestimmungen des Art. 9 BayDSchG in der Fassung vom 23.06.2023. 
 
Art. 8 (1) BayDSchG: 
Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehör-
de oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Ei-
gentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die 
zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der 
Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so 
wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. 

 
Art. 8 (2) BayDSchG: 
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der 
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände 
vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 
Treten bei o. g. Maßnahme Bodendenkmäler auf, sind diese unverzüglich gem. o. g. Art. 8 
BayDSchG der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem BLfD zu melden. Bewegliche Boden-
denkmäler (Funde) sind unverzüglich dem BLfD zu übergeben (Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BayDSchG). 
 

2.2 Altlasten und schädliche Bodenveränderungen 
Sofern bei Erd- und Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens fest-
gestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich 
das Landratsamt Weilheim-Schongau, Bodenschutzbehörde zu informieren (Mitteilungspflicht nach 
Art. 1 Bayerisches Bodenschutzgesetz) und das weitere Vorgehen abzustimmen. 

2.8 Artenschutz: 
 Vor dem Abriss von Gebäuden/ Gebäudeteilen sind diese von einer fachkundigen Person auf Vor-

kommen geschützter Tierarten zu prüfen und zu dokumentieren. Sollten geschützte Tiere festge-
stellt werden, ist das weitere Vorgehen mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 
Lichtschächte und ähnliche Bauteile sind so auszuführen, dass diese keine Fallen für Kleintiere, 
Reptilien und Amphibien darstellen (z.B. Abdeckungen oder Fluchtmöglichkeiten). 

 
Außenbeleuchtung: 
Im Sinne von § 41a BNatSchG sowie Art. 11a BayNatSchG sind zu errichtende Beleuchtungen an 
Straßen und Wegen, Außenbeleuchtungen baulicher Anlagen und Grundstücke technisch und 
konstruktiv so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und so zu betreiben, dass Tiere und 
Pflanzen wild lebender Arten vor nachteiligen Auswirkungen durch Lichtimmissionen geschützt 
sind. Hierzu sind abgeschirmte Leuchtentypen mit gezielter Lichtlenkung („Full-Cut-Off-Lampen“) 
zu verwenden. Auf Bodeneinbaustrahler ist zu verzichten. Reinweißes Licht mit Wellenlängen unter 
540 nm und > 2.700 K ist zu vermeiden. Dauerhafte Beleuchtungen sind nur als Straßenbeleuch-
tung zulässig.   
 

2.9 Immissionsschutz 
 Grundstückseigentümer und Gewerbetreibende haben alle relevanten Richtlinien bezüglich Immissi-

onsschutz (insbesondere Auflagen für Lösungsmittel-, Abgas- und Feinstaub emittierende Betriebe) 
einzuhalten.  

 Auf eine ausreichende Mindest-Schalldämmung der Außenbauteile gem. DIN 4109 (Schallschutz im 
Hochbau) ist zu achten. 
Die durch die landwirtschaftliche Nutzung der angrenzenden und umliegenden Flächen entstehen-
den Lärm-, Staub und Geruchsimmissionen sind im gesamten Bebauungsplangebiet hinzunehmen. 
Dies gilt auch z.B. für Lärmimmissionen die bei besonderen Pflege- oder Erntetätigkeiten nachts 
entstehen.   

 
2.10 Sparten 

Alle Kabel und Leitungen der Versorgungsträger sind unterirdisch zu verlegen. 
 Für Kabelhausanschlüsse dürfen nur marktübliche und zugelassene Einführungssysteme, welche 

bis mind. 1 bar gas- und wasserdicht sind, verwendet werden. Ein Prüfungsnachweis der Einführung 
ist nach Aufforderung vorzulegen. 
 

2.11  Brandschutz  
Die Zufahrt sowie der Zugang für die Feuerwehr muss jederzeit gewährleistet sein. Die notwendige 
Löschwassermenge ist vorzuhalten. 

 
2.12 Freiflächengestaltungsplan 

Mit dem Bauantrag ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan vorzulegen.  
 
2.13 Verkehrssicherheit 

Aus Gründen der Verkehrssicherheit sind Haltevorrichtungen für Beleuchtungskörper der Straßenbe-
leuchtung, Hinweisschilder, Verteilerschränke, Hydranten, Versorgungseinrichtungen für Nachbar-
grundstücke u. ä. außerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche, jedoch im unmittelbaren Grenzbereich 
zum öffentlichen Verkehrsraum zu errichten. 

 
2.14 Schienenverkehr 

Der Schienenverkehr und damit auch die Sicherheit des Eisenbahnbetriebes dürfen nicht gefährdet 
werden. Insbesondere bei einem Einsatz von Baumaschinen in unmittelbarer Nähe zur Bahnstrecke 
ist darauf zu achten, dass die Sicherheitsabstände zur Bahnlinie eingehalten werden.  Bei Baumaß-
nahmen im Bereich von Bahnanlagen ist deren Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit jederzeit zu 
gewährleisten. 
Es wird darauf hingewiesen, dass durch den benachbarten Eisenbahnbetrieb und bei der Erhal-
tung der Bahnanlagen Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, 
Bremsstäube sowie magnetische Felder etc.) entstehen können, diese sind zu dulden. 
Photovoltaik- bzw. Solaranlagen auf Dächern oder Fassaden sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelän-
de hinzugestalten. Sie sind so anzuordnen, dass jegliche Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte 
sich nach der Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende 
Abschirmungen anzubringen.   

7 Sonstige Planzeichen 
 
7.1   Maßangabe in Metern (z.B. 3,00 m) 
 
7.2   Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung 
 
7.3   Einfahrtsbereich von max. 10 m Breite, Lage variabel 
 
7.4   Wohnnutzung nur innerhalb der umrandeten Fläche zulässig 

In diesem Bereich sind für die Belüftung von Schlaf- und Kinderzimmern notwendi-
ge Fenster an der Ostfassade unzulässig. Zusätzliche Fenster für die Belichtung 
sind zulässig. 

 
 
B FESTSETZUNGEN DURCH TEXT 
 
1 Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise 
 
1.1 Das Baugebiet wird als Gewerbegebiet (GE) gemäß § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO) sowie 

z.T. als Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO festgesetzt. Die Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben 
wird ausgeschlossen. 

 
1.2  Das Maß der baulichen Nutzung ist durch die festgesetzte Grundflächenzahl und die Wandhöhe 

bestimmt.  
 
1.3 Gebäudehöhen  
1.3.1 Die maximale Wandhöhe an der Traufe, bemisst sich vom Höhenbezugspunkt A 3.3 bis zum 

Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut, bzw. Oberkante Attika.   
1.3.2 Die maximale Firsthöhe, gemessen vom Höhenbezugspunkt A 3.3 und dem First (Satteldach) be-

trägt 12,0 m. 
1.3.3 Notwendige Absturzgeländer für Brandschutz- oder Revisionszwecke, sowie technische Aufbauten 

wie z.B. Lüftungs- und Blitzschutzanlagen, Abluftrohre oder Aufzugsüberfahrten zählen nicht zur 
Wandhöhe. 

 
1.4 Die Fertigfussbodenoberkante des Erdgeschosses der geplanten Gebäude muss mindestens 25 

cm über der höchsten Geländeoberkante unmittelbar am Bauvorhaben liegen. Dies gilt nicht für 
erdgeschossige Hallen, die mit Fahrzeugen befahren werden.  

 
1.5 betriebsbezogene Wohnungen:  

Im GE werden die Ausnahmen nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO nicht zugelassen. 
 
1.6 Im Baugebiet, in dem die abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt ist, gel-

ten die Vorschriften der offenen Bauweise mit der Maßgabe dass Gebäude mit einer Länge über 
50 m zugelassen werden.  

 
2 Gestaltung der Gebäude    
 
2.1 Dachformen, Dachneigung  

Zulässig sind Flachdächer, Pultdächer sowie flach geneigte Satteldächer. Die maximale Dachnei-
gung wird für Gewerbehallen auf 10° beschränkt, für Verwaltungsgebäude sind Dachneigungen bis 
maximal 18 ° zulässig.  

 
2.2  Dachdeckungen und -abdichtungen  

Für Flachdächer sind alle Deckungs- und Abdichtungsmaterialien zulässig.  
 
Für geneigte Dächer sind Begrünungen, Glas- und beschichtete Metalldeckungen, Ziegel- und Be-
tonpfannen zulässig.  
Dacheindeckungen mit Ziegel- oder Betonpfannen sind in den Farbtönen rot, rotbraun oder anthra-
zit zulässig. Für Metalldeckungen ist ein matter, blendfreier Farbton zulässig.  
Die Verwendung von unbeschichteten Kupfer-, Zink- oder Bleiblechen ist unzulässig. 

 

SATZUNG DER GEMEINDE IFFELDORF  
BEBAUUNGSPLAN „GEWERBEGEBIET AM BAHNHOF II“  
 
Die Gemeinde Iffeldorf erlässt aufgrund der §§ 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB),  
des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (BayGO),  
der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO),  
der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Inhalts (PlanzV),  
des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO),  
in der jeweils zum Datum des Satzungsbeschlusses letztgültigen Fassung diesen Bebauungsplan „Gewer-
begebiet am Bahnhof II“, als Satzung. 
 
 
 
A FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN  
 
 
1   Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
 
 
2 Art der baulichen Nutzung 
 

         MI Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO 
 
 

 GE Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO 
 
 
3 Maß der baulichen Nutzung 
 
3.1          0,8   Grundflächenzahl (z.B. GRZ=0,8) 
 
 
3.2           WH  8,0 max. Wandhöhe der baulichen Anlage in Metern (z.B. WH = 8,0 m ab dem  

unteren Bezugspunkt gemäß A3.3) 
           
3.3   Höhenbezugspunkt (z.B. STSK 116, D 598,47 m ü.NHN)   
    
 
4 Bauweise, Baugrenze    
 
4.1          o   offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO   
 
4.2          a   abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO   
 
 
4.3   Baugrenze 
 
 
5 Verkehrsflächen 
 
5.1   Straßenbegrenzungslinie 
 
 
5.2   öffentliche Straßenverkehrsfläche 
 
 
5.3   Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (hier: Wirtschaftsweg) 
 
 
6 Grünordnung, Regenrückhaltung 
 
6.1 Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen 
 
6.2 Flächen für die Wasserwirtschaft (Rückhalte- und Versickerungsflächen) 

2.3 Vorsorgender Bodenschutz 
Mutterboden ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vergeudung und Ver-
nichtung zu schützen. Überschüssiger Mutterboden (Oberboden) oder geeigneter Unterboden sind 
möglichst nach den Vorgaben des §12 BBodSchV zu verwerten. 
Der belebte Oberboden und ggf. kulturfähiger Unterboden sind zu schonen, getrennt abzutragen, 
fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schützen und möglichst wieder seiner Nutzung 
zuzuführen. 
Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schutz des Bodens vor physikalischen und stofflichen Beein-
trächtigungen sowie zur Verwertung des Bodenmaterials die Vorgaben der DIN 18915 und DIN 
19731 zu berücksichtigen. 

 
2.4 Grundwasser 

Die Erkundung des Baugrundes einschl. der Grundwasserverhältnisse obliegt grundsätzlich dem je-
weiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes Grund- und Schichtenwasser 
sichern muss. 
Zur Beschreibung der Grundwasser- bzw. Untergrundsituation sind in der Regel Bohrungen oder 
Erdaufschlüsse erforderlich. Für Bohrungen, die mehrere Grundwasserstockwerke durchteufen oder 
die artesisch gespanntes Grundwasser erschließen, ist vor Bohrbeginn ein wasserrechtliches Ver-
fahren durchzuführen. 
Sind im Rahmen von Bauvorhaben Maßnahmen geplant, die in das Grundwasser eingreifen (z.B. 
Grundwasserabsenkungen durch Bauwasserhaltung, Herstellen von Gründungspfählen), so ist 
rechtzeitig vor deren Durchführung mit der Kreisverwaltungsbehörde bezüglich der Erforderlichkeit 
einer wasserrechtlichen Erlaubnis Kontakt aufzunehmen. 
 

2.5 Niederschlagswasser 
Anlagen zur Ableitung von Niederschlagswasser sind so zu unterhalten, dass der Wasserabfluss 
dauerhaft gewährleistet ist. Die Flächen sind von Abflusshindernissen freizuhalten. Überbauen oder 
Verfüllen, Anpflanzungen, Zäune sowie die Lagerung von Gegenständen, welche den Zu- und Ab-
fluss behindern oder fortgeschwemmt werden können, sind unzulässig. Für die Versickerung vorge-
sehene Flächen sind vor Verdichtung zu schützen. Deshalb ist die Ablagerung von Baumaterialien, 
Bodenaushub oder das Befahren dieser Flächen bereits während der Bauzeit nicht zulässig. 
Grundsätzlich ist für eine gezielte Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser oder eine 
Einleitung in oberirdische Gewässer eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die Kreisverwaltungsbe-
hörde erforderlich. Hierauf kann verzichtet werden, wenn die Voraussetzungen des Gemeinge-
brauchs nach § 25 WHG in Verbindung mit Art. 18 Abs. 1 Nr. 2 BayWG mit TRENOG (Technische 
Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in oberirdische Gewäs-
ser) und bei Einleitung in das Grundwasser (Versickerung) die Voraussetzungen der erlaubnisfreien 
Benutzung im Sinne der NWFreiV (Niederschlagswasserfreistellungverordnung) mit TRENWG  
(Technische Regeln für das zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in 
das Grundwasser) erfüllt sind. 
Hinweise zur Bemessung und Gestaltung von erforderlichen Behandlungsanlagen für verschmutztes 
Niederschlagswasser sind den einschlägigen Technischen Regeln zu entnehmen. 

 
 
2.6 Schutz vor Überflutungen infolge von Starkregen  

Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans Überflutungen auftreten. 
Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche Vorsorgemaßnahmen zu treffen, die das Eindringen von 
oberflächlich abfließendem Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindern.  
Eine Sockelhöhe von mind. 25 cm über der Geländeoberkante wird empfohlen. Kellerfenster sowie 
Kellereingangstüren sollten wasserdicht und / oder mit Aufkantungen, z.B. vor Lichtschächten, aus-
geführt werden. Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen. 
 

2.7 Naturschutz 
Baubedingte Rodungen oder Rückschnitte des Gehölzbestandes im Geltungsbereich dürfen nicht in 
der Vogelbrutzeit zwischen 01. März und 30. September durchgeführt werden. 
Nach § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG ist das Abschneiden und Beseitigen von Gehölzen in der Zeit vom 
01.03. bis einschließlich 30.09. verboten. Eine Befreiung von diesem Verbot ist nach § 67 BNatSchG 
grundsätzlich möglich, wenn die entsprechenden Voraussetzungen gegeben sind.  
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Bepflanzungen entlang der Bahngeländegrenze sind so zu wählen, dass keine Beeinträchtigung des 
Lichtraumprofils der Gleise erfolgt. Dies ist insbesondere bei beabsichtigten Grünflächen mit Baum-
bestand zu beachten. 

 
Zu den Telekommunikationsanlagen der Bahn ist zwingend ein Schutzabstand von mind. 2,0 m ein-
zuhalten. 
 

 
 
D VERFAHRENSVERMERKE 
 
1. Der Gemeinderat der Gemeinde Iffeldorf hat in der Sitzung vom 28.05.2025 die Aufstellung des Be-

bauungsplans „Gewerbegebiet am Bahnhof II“ beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 
16.12.2025 ortsüblich bekannt gemacht. 
 

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs.1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und 
Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans „Gewerbegebiet am Bahnhof II“ in der Fassung 
vom 10.12.2025 hat in der Zeit vom 17.12.2025 bis 19.01.2026 stattgefunden.  

 
3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs.1 

BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans „Gewerbegebiet am Bahnhof II“ in der Fassung vom 
10.12.2025 hat in der Zeit vom 17.12.2025 bis 19.01.2026 stattgefunden.  

 
4. Der Entwurf des Bebauungsplans „Gewerbegebiet am Bahnhof II“ in der Fassung vom 11.02.2026  

wurde mit der Begründung gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 23.02.2026 bis 24.03.2026 öffent-
lich ausgelegt und im Internet veröffentlicht.  
 

5. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans „Gewerbegebiet am Bahnhof II“ mit Begründung in der Fassung 
vom 11.02.2026 wurden die Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB in der 
Zeit vom 23.02.2026 bis 24.03.2025  beteiligt. 
 

6. Die Gemeinde Iffeldorf hat mit Beschluss des Gemeinderates vom 15.04.2026 den Bebauungsplans 
„Gewerbegebiet am Bahnhof II“ in der Fassung vom 02.04.2026 mit der Begründung nach § 10 Abs. 1 
BauGB als Satzung beschlossen. 
 

      Iffeldorf, 16.04.2026          
 
 

 __________________________ 
   Erster Bürgermeister Hans Lang  

 
5. Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplans „Gewerbegebiet am Bahnhof II“ wurde am ……………… 

gem. § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan ist damit in 
Kraft getreten. 

 
     Iffeldorf, …………. 

      
 

__________________________ 
Erster Bürgermeister Hans Lang 


